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Beschlussvorschlag: 

 

Der Ortsbeirat Mainz-Finthen nimmt den Sachstandsbericht zur Kenntnis.  

 

Sachstandsbericht: 

 

Für die Anlage von Fußgängerüberwegen („Zebrastreifen“) ist die einschlägige Richt-

linie R-FGÜ anzuwenden. Diese sagt zunächst aus, dass Fußgängerüberwege in Tem-

po-30-Zonen „in der Regel entbehrlich sind“. Weiterhin ist die Empfehlung von Fuß-

gängerüberwegen an Mindestverkehrsstärken im Fußgänger- und Kfz-Bereich ge-

koppelt. Hier werden mindestens 100-150 Fußgänger und 200-300 Kfz in der Spitzen-

stunde gefordert. 

 

Die Verkehrsverwaltung hat trotz der eingangs beschriebenen grundsätzlichen Ent-

behrlichkeit eine stichprobenartige Erhebung in den Morgenstunden (Schüler- und 

Berufsverkehr) durchgeführt. Ermittelt wurden deutlich unter 50 Fußgänger und ein 

Kfz-Aufkommen von ca. 130 Fahrzeugen. Die oben angegebenen Werte werden also 

nicht annähernd erreicht. 

 

Generell ist die Anlage eines Fußgängerüberwegs vor allem an denjenigen Stellen 

angezeigt, bei denen infolge der Kfz-Verkehrsstärke Lücken im fließenden Verkehr so 

selten sind, dass ein gefahrloses Überqueren praktisch nicht möglich ist. Dies ist an der 

angesprochenen Stelle aufgrund des moderaten Verkehrsaufkommens einerseits, der 

gefahrenen Geschwindigkeiten im Knotenpunktsbereich (begünstigt durch die 

Rechts-vor-Links-Regelung) nicht der Fall. Insofern kann die Verwaltung das Anliegen 

des Ortsbeirates nicht befürworten. 
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Langfristig strebt die Verwaltung an, auch die bereits bestehenden Fußgängerüber-

wege an der Kreuzung durch eine geeignete Straßenraumumgestaltung zu ersetzen. 

Sollte dies mit vertretbarem Kostenaufwand (z.B. im Zusammenhang mit einer größe-

ren Tiefbaumaßnahme) möglich sein, wird die Verwaltung entsprechende Maßnah-

men ergreifen. 
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